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Bundesverkehrswegeplan: Novellierung im Jahr 2015

Konzentration auf die wichtigsten Projekte
Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

die lange Sommerpause 
ist vorbei, die politischen 
Gremien haben die Start-
blöcke verlassen und die 
politische Arbeit  wieder aufgenommen. 

Auch wenn sich der Sommer in diesem 
Jahr zwischen herbstlicher Tristesse und 
tropischer Hitze nicht wirlich entschei-
den konnte, sind im Regionalrat in der 
zweiten Jahrenhälfte noch wichtige Ent-
scheidungen zu tre� en.

Der Regionalrat Köln wird in der De-
zembersitzung per regionalem Votum 
Vorschläge für Straßenbauprojekte 
machen, die in den 2015 neu aufzustel-
lenden Bundesverkehrswegeplan auf-
genommen werden sollen.

Des Weiteren blicken wir optimistisch 
auf die Regionalplanänderung für die 
Erweiterung des Phantasialands bei 
Brühl. Nachdem das Phantasialand der 
„kleinen“ Erweiterungslösung zuge-
stimmt hat, steht hier der Erarbeitungs-
beschluss auf der Tagesordnung.

Eine Entscheidung ist allerdings jetzt 
schon gefallen: Wir werden Sie wie im-
mer über alle Entwicklungen in Ihrer Re-
gion auf dem Laufenden halten.

Ihr

Stefan Götz
(Fraktionsvorsitzender)
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Der Bundesverkehrswegeplan 
(BVWP) ist ein Investitionsrah-

menplan für die Bereiche Straße, 
Schiene und Wasserstraße, die im 
Sinne einer modernen, integrierten 
und ökologisch verantwortbaren Ver-
kehrspolitik um Haushaltsmittel für 
die Umsetzung der angemeldeten 
Projekte konkurrieren. Der aktuelle 
Plan von 2003 bildet einen Planungs-
raum bis 2015 mit einem Investitions-
volumen von 150 Mrd. € ab und wird  
im Jahr 2015 neu aufgestellt und fort-
geschrieben werden. 

Der Regionalrat Köln ist aufgefordert, 
dem Land NRW für alle drei Breiche 
bedarfsplanrelevante Projekte für 
den neuen BVWP per regionalem Vo-
tum zu melden. 

Für die Bereiche Schiene und Was-
serstraße ist dieses Votum in der Re-
gionalratssitzung am 21. September 
erfolgt. Karsten Möring, verkehrs-
politischer Sprecher der CDU-Frak-
tion, macht angesichts der knappen 
Haushaltsmittel deutlich: „Die zur 
Verfügung stehenden Gelder für den 
Aus- und Neubau aller Verkehrswe-
ge werden zukünftig eher sinken als 
steigen. Es ist demnach dringend 
geboten, sich auf die wesentlichen 
und wichtigsten Projekte zu kon-
zentrieren und keine aufgeblasenen 
Wunschlisten ans Land heranzu-
tragen. Ich denke, dass ist uns im 
interfraktionellem Einklang für die 
Bereiche Schiene und Wasserstraße 
gelungen.“ 

Der Regionalrat hat insgesamt fünf 
Schienprojekte sowie ein Wasser-
straßenprojekt vorgeschlagen. De-
tails dazu können der Homepage der 
CDU-Fraktion entnommen werden.

Für den Bereich Straße steht das re-
gionale Votum in der Regionalratssit-
zung am 14. Dezember an. Aufgrund 
des erheblichen Umfangs wird die 
CDU-Fraktion zur Beratung der po-
tentiellen Projekte eine Sondersit-
zung am 23. November durchführen. 
Der aktuelle BVWP beinhaltet allein 
für NRW 336 Straßenprojekte mit 
einem kalkulierten Investitionsvolu-
men von 2180,9 Mio. €. 

„Es liegt nun an uns, für den Regie-
rungsbezirk Köln sinnvolle und vor 
dem ¥ nanziellen Hintergrund reali-
sierbare Projekte für den BVWP 2015- 
Bereich Straße zu benennen und die 
Region gezielt zu fördern.“, fordert 
Fraktionsvorsitzender Stefan Götz 
ein. 

Der BVWP stellt die Weichen für 
große Verkehrsprojekte
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Interview: Stefan Götz und Rainer Deppe zur politischen Arbeit im Regionalrat Köln
„Deutsches Planungsrecht leidet unter grundsätzlichem Webfehler“ 
Herr Götz, die 50. Ausgabe des Regionalrats-
reports ist erreicht. Woran müssen Sie spon-
tan denken?
Götz: Waren es wirklich schon so vie-
le? Ansonsten denke ich an die Start-
schwierigkeiten, als die Regionalräte 
durch Landesgesetz eingeführt wur-
den und insbesondere der damalige 
Regierungspräsident Antwerpes uns 
als unerwünschte Eindringlinge be-
trachtete, die seine Selbstdarstellung 
beeinträchtigen könnten. Wir kämpf-
ten um Büros, um die Durchsetzung 
unserer Zuständigkeiten und Kompe-
tenzen.
Herr Deppe, Sie sind wie Stefan Götz seit 2001 
Mitgleid des Regionalrats Köln, dem Sie seit 
2010 sogar vorstehen. Was reizt Sie an die-
sem Gremium?
Deppe: Uns eint das Interesse, die 
Region zwischen Selfkant und Berg-
neustadt – also den Regierungsbe-
zirk Köln – wirklich voranzubringen. 
Der Umgang untereinander ist sehr 
kollegial und vor allem begegnen wir 
uns auf Augenhöhe – egal, ob jemand 
aus der Millionenstadt Köln oder aus 
einer kleinen Gemeinde wie Roetgen 
kommt. 
Hat sich ihr Blick auf die Dinge geändert, seit-
dem Sie Vorsitzender des Reginalrats Köln 
sind?
Deppe: Uns allen ist klar: Bei einer 
Landesregierung, deren Fokus ein-
deutig auf dem Ruhrgebiet liegt, 
können die Interessen unseres Re-
gierungsbezirks, der einzigen Wachs-
tumsregion in NRW, nur dann erfolg-
reich durchgesetzt werden, wenn 
wir einen größtmöglichen Konsens 
¥ nden. Wir konzentrieren uns auf die 
wichtigen Infrastrukturprojekte im 
Regierungsbezirk Köln. Das gelingt 
immer besser.
Die Beschlüsse des Regionalrats haben mit 
wenigen Ausnahmen kaum Ö� entlichkeits-
wirkung. Welche Vor- aber auch Nachteile hat 

das für die Arbeit in diesem Gremium?
Deppe: Bei den jeweils von Entschei-
dungen Betro� enen ist der Regio-
nalrat durchaus gut bekannt. Das 
belegen die zahlreichen Zuschriften, 
die wir erhalten. Sobald die eigene 
Betro� enheit fehlt, ist das „Parlament 
des Regierungsbezirks“ allerdings 
weitgehend unbekannt.
Dabei wären viele Bürger von dem 
sachlichen, konstruktiven, an Ergeb-
nissen orientierten Arbeitsstil mit Si-
cherheit positiv beeindruckt. 

Götz: Das ö� entliche Interesse ist 
nur dort vorhanden, wo die konkre-
ten Projekte behandelt werden, zum 
Beispiel das Thema Phantasialand 
in Brühl und dem Rhein-Erft-Kreis 
oder das Thema Kraftwerksneubau in 
Berghheim. Und wenn manches nicht 
so ö� entlichkeitswirksam ist, hat dies 
für eine sachgerechte Entscheidung 
ohne parteipolitischen Streit erhebli-
che Vorteile.
Beschlüsse zu großen Projekten wie etwa 
dem Ausbau des Phantasialands oder dem 
Kraftwerksneubau BoAplus in Bergheim 
Niederaußem sind extrem langwierig und 
schwierig. Woran liegt das Ihrer Meinung 
nach?
Deppe: Das deutsche Planungsrecht 
leidet an einem grundsätzlichen Web-
fehler. Das Vermeiden von sog. Ab-

wägungsfehlern hat eine überhöhte 
Bedeutung gewonnen. Die Gerichte 
zwingen mittlerweile alle Planungs-
träger zu Endlos-Abwägungen. Wir 
brauchen dringend eine Reparlamen-
tisierung von Planungsentscheidun-
gen.
Götz: Die Verfahren sind zu aufwen-
dig, zu bürokratisch und zu lange 
verwaltungsintern. Und wenn dann 
in Düsseldorf de-facto noch ein Veto-
recht wegen einer alleinerziehenden 
Nacktschnecke besteht, wird alles 
wieder auf Null gesetzt. Damit ist nie-
mandem geholfen.
Wie bewerten Sie die zukünftige Rolle 
des Regionalrats? Wo sehen Sie Bereiche 
der Ein� ussnahme?
Deppe: Die sechs Regionalräte 
sollten eigen- und letztverantwort-
lich über Regionalpläne, Verkehrs-
planungen und die Förderpro-
gramme des Landes entscheiden. 
Das würde zu einem konstruktiven 
Wettbewerb der Regionen führen 
und damit NRW insgesamt stär-
ken.
Götz: Wir müssen uns mit allen 
Regionalräten in NRW bei der 
Überarbeitung des Landesent-
wicklungsplans in die Diskussion 
einbringen. Denn hier werden 
die Weichen für die zukünftigen 
Entwicklungsmöglichkeiten der 
Städte und Gemeinden sowie den 
Umfang und die Länge der Verfah-
ren gestellt. Und dabei sollten wir 
ein vernünftiges Miteinanxder von 
kommunaler Selbstverwaltung 
und regionalem Konsens im Blick 
haben – und keinen Zentralismus 
aus Düsseldorf.
Vielen Dank für das Gespräch .
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Seit 2001 gemeisam im Regionalrat 
Köln; Rainer Deppe und Stefan Götz)
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LEP: Sachlicher Teilplan Groß� ächiger Einzelhandel wird neu geregelt
Dringlichkeit erfordert Einzelverfahren - Kommunen in der Verantwortung

Der groß� ächige Einzelhandel darf die Nahversor-
gung in den Innenstädten nicht gefährden! In 

diesem Punkt waren sich alle zur Stellungnahme auf-
geforderten Behörden und Gremien schnell einig.
Der groß� ächige Einzelhandel wird immer dann zu ei-
nem Reizthema , wenn innenstadtrelevante Sortimente 
außerhalb der Zentren angesie-
delt werden sollen und dadruch 
die Nahversorgung in den Städ-
ten und Gemeinden gefährden. 

Einzelhandelsbetriebe gelten als 
groß� ächig, sobald die Verkaufs-
� äche mehr als 800m2 oder die Ge-
schoss� äche mehr als 1.200m2 be-
trägt.

Deren Ansiedlung wurde bisher im 
§ 24a des Landesentwicklungspro-
gramms (LEPro) geregelt. Durch eine Entscheidung des 
OVG Münster vom 14. April 2010 galten die dort getrof-
fenen Aussagen nur noch als Grundsatz und nicht mehr 
als Ziel der Raumordnung und mussten von den Kommu-
nen in ihrer Abwägung lediglich beachtet, jedoch nicht 

mehr berücksichtigt werden. Derweil ist das LEPro zum 
31.12.2011 in Gänze außer Kraft getreten. Die dadurch 
entstandene Regelungslücke muss dringend geschlossen 
werden. Am 17.04.2012 wurde vom Landeskabinet der 
„Sachliche Teilplan Groß� ächiger Einzelhandel“ verab-
schiedet und mit dem Erlass durch die Landesplanungs-

behörde in Aufstellung gegeben. Die 
darin enthaltenen Ziele und Grundsätze 
sind demnach als in Aufstellung be¥ ndli-
che Ziele bei entsprechenden Planungen 
von den Kommunen wieder zu berück-
sichtigen. Bis zur endgültigen Beschluss-
fassung durch den Landtag sind u.a. die 
Regionalräte aufgefordert, zum Erlass 
der Landesplanungsbehörde Stellung zu 
beziehen sowie Änderuns- und Ergän-
zungvorschläge zu unterbreiten.

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sit-
zung am 21. September eine Stellungnahme einstimmig 
beschlossen. Diese wird nun für das weitere Verfahren an 
die Landesplanungsbehörde weitegeleitet. Den Erlass so-
wie die Stellungnahme können Sie auf unsere Homepage 
im Bereich Themen/Land NRW einsehen. 

WWW.CDU-REGIONALRAT-KOELN.DE

Energiewende: Fragen zur geplanten Höchstspannungsleitung in Hürth

Möglichkeit der Erdverkabelung soll überprüft werden

Die Entwicklung des deutschen Stromnetzes ist ein ent-
scheidender Baustein für das Gelingen der „Energie-

wende“. Das deutsche Verbundnetz ist in seiner heutigen 
Ausprägung für einen konventionellen Kraftwerkspark und 
für eine zumeist lastnahe Erzeugung ausgelegt. Es dient 
nicht zur Integration großer lastferner und � uktuieren-
der Einspeisungen von Energie sowie zum weiträumigen 
Stromtransport. Die Veränderung der Erzeugungsland-
schaft erfordert zusätzliche Transportmöglichkeiten so-
wie eine Modernisierung der bestehenden Stromtrassen. 

Eine dieser Trassen führt auf einem Teilstück durch Hürth. 
Auf einer Strecke von 1,7km sind insgesamt sieben Wohn-
gebiete unmittelbar betro� en, teilweise nur wenige  Me-
ter von der Trasse entfernt. Die bestehenden 110-kv sowie 
220-kV-Leitungen sollen zu 380KV-Höchstspannungslei-

tungen ausgebaut werden. Betrachtet man den gesamten 
Trassenverlauf auf 
130km, gibt es kei-
ne vergleichbare 
Situation.

Die CDU-Fraktion 
fragt u.a. nach 
möglichen Ge-
sundheitsgefähr-
dungen durch 
elektromagneti-
sche Felder sowie die Möglichkeit einer Erdverkabelung 
für diesen Teilabschnitt.  Die ausführliche Anfrage sowie 
die Antwort der Bezirksregierung können Sie auf unsere 
Homepage einsehen. 

Die Stromtrasse steht teilweise nur wenige 
Meter entfernt von der Wohnbebauung

Der groß� ächige Einzelhandel auf der „Grü-
nen Wiese“ muss dringend reguliert werden

50. AUSGABE REGIONALRATSREPORT
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IMPRESSUM

Eine Hürde war noch zu nehmen, auf 
die der Regionalrat als politisches 

Gremium jedoch keinen direkten Ein-
� uss mehr hatte. 

Nachdem dieser mit dem Beschluss 
vom 29. Juni die Regionalplanänderung 
für den Sachlichen Teilabscnitt Weißer 
Quarzkies im Raum Kottenforst/Ville 
aufgestellt hatte, lag der Ball nun bei 
der Staatskanzlei und den fachlich be-
tro� enen Landesministerien. 

Diese hätten innerhalb einer Frist von 3 
Monaten auf Basis einer Rechtsprüfung 
noch Einwende gegen die Regional-
planänderung erheben können. 

Da dieses nicht geschehen ist, wird 
die Regionalplanänderung mit der Be-
kanntmachung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt des Landes NRW damit wirk-
sam. „Ein 8jähriger Verfahrensmarathon 
wird damit erfolgreich abgeschlossen“, 
zeigt sich Brigitte Donie erleichtert.

Vorsitzender:

Stefan Götz, (verantwortlich)
Stadt Köln

stellv. Vorsitzender:

Heidi-Rackwitz Zimmermann
(Vorsitzende der Verkehrskom-
mission)
Rhein-Sieg-Kreis

Vorsitzender des Regionalrats:

Rainer Deppe, MdL
Rheinisch-Bergischer Kreis

Beisitzer:

Franz-Michael Jansen
(Stellv. Vorsitzender der 
Kommission für Regional-
planung und Strukturfragen)
Kreis Heinsberg

Fraktionsgeschäftsstelle:

Sebastian Knau� 
Fraktionsgeschäftsführer
Zeughausstraße 2-10
50667 Köln

Tel: 02 21 / 139 54 46
Fax: 02 21 / 139 54 51

E- Mail: 
info@cdu-regionalrat-koeln.de
Internet:
www.cdu-regionalrat-koeln.de

Staatskanzlei erhebt keine Einwendungen
Quarzkies: Regionalplanänderung wird rechtskräftig

22 Sitzungen, 4 mal Fraktion
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Termine der Fraktion

UK Rhein-Berg
Montag, 29. Oktober 2012

UK Ville-Eifel
Mittwoch, 31. Oktober 2012

Braunkohlenausschuss
Montag, 05. November 2012

ÖPNV/Schiene
Freitag, 09. November 2012

Kommission für Regionalplanung 
und Strukturfragen

Freitag, 16. November 2012

Verkehrskommission
Freitag, 23. November 2012

Sondersitzung Fraktion 
Freitag, 23. November 2012

Ältestenratssitzung
Freitag, 07. Dezember 2012

Fraktionssitzung
Freitag, 07. Dezember 2012

Regionalratssitzung
Freitag, 14. Dezember 2012

Die Geschäftsstelle bleibt  
während der Herbstferien vom 
08. - 12. Oktober geschlossen.

Regionalrat:
15. März
05. Juli
11. Oktober
13. Dezember

Ältestenrat:
08. März
28. Juni
07. Oktober
06. Dezember

BKA:
14. Juni 
21. November

VK:
01. März
20. September
22. November

KRS:
12. April
15.November

UK Rhein-Berg:
03. Juni
04. November

UK Ville-Eifel:
10. Juni
06. November

ÖPNV/Schiene:
03. Mai
18. Oktober

AG IRR:
10. April
10. Oktober

Fraktion:
08. März
27. September
06. Dezember

Wir wünschen Ihnen schöne 
und erholsame Herbstferien

Termine 2013: Regionalrat Köln beschließt Sitzungskalender
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